Bayerischer
Landtag

18. Wahlperiode 09.03.2023 Drucksache 1 8 /25847

Schriftliche Anfrage

der Abgeordneten Paul Knoblach, Cemal Bozoglu, Kerstin Celina,
Patrick Friedl BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
vom 28.11.2022

»Burger- und Parteibiiro“ der Partei ,,Der lll. Weg“ in Schweinfurt

Die Kleinstpartei ,Der Ill. Weg®, die auch vom Verfassungsschutz als neonazistisch
bezeichnet wird, hat am Samstag, den 29.10.2022 in Schweinfurt ihr bundesweit vier-
tes, in Bayern allerdings das erste von den Rechtsextremen selbst so genannte ,Bur-
ger- und Parteibiro® eréffnet. Gegen die Eroffnung der Anlaufstelle im Schweinfurter
Stadtteil Oberndorf haben rund 400 Menschen nach einem Aufruf von ,Schweinfurt
ist bunt” protestiert. Die Immobilie in der Hauptstralte 16 hat ein bekannter Schwein-
furter Burger mit Firmensitz unmittelbar gegeniiber an die Rechtsextremen der Partei
,Der lll. Weg“ vermietet. Die Eréffnung des ,Blirger- und Parteibiiros® war der Partei
LDer lll. Weg“ so wichtig, dass der Bundesvorsitzende Matthias Fischer aus Branden-
burg und die bayerische Landesvorsitzende Jasmin Eisenhardt anreisten.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.1 Seit wann weil} die Staatsregierung von den Ansiedlungsplanen der
rechtsextremen Partei ,Der Ill. Weg“ in Schweinfurt, die der Be-
volkerung laut Geriichten bereits seit dem Frihjahr 2022 bekannt
waren? 4

1.2 Sind weitere Ansiedlungsplane der rechtsextremen Partei ,Der
[ll. Weg*“ in Bayern bekannt? 4

1.3 Wie reagiert die Staatsregierung auf dieses erste ,Blirger- und
Parteiblro” der rechtsextremen Partei ,Der Ill. Weg“ in Bayern? 5

21 Ist der Staatsregierung bekannt, woher die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer der Veranstaltung zur Er6ffnung des ,Biirger- und Partei-
biros” der rechtsextremen Partei ,Der Ill. Weg® stammten? 5

2.2 Wie viele aktive Mitglieder hat die Partei ,Der lll. Weg® in der Stadt
Schweinfurt, dem Landkreis Schweinfurt und dem Regierungsbezirk
Unterfranken? 5

2.3 Stehen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Eréffnungsver-
anstaltung sowie die regionalen Mitglieder der rechtsextremen Par-
tei ,Der lll. Weg“ unter Beobachtung? 5



Drucksache 18/25847 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode

Seite 2/10

3.1

3.2

3.3

41

4.2

4.3

5.1

5.2

5.3

6.1

6.2

6.3

71

Welche Verbindungen der rechtsextremen Partei ,Der Ill. Weg“ zu
anderen rechtsextremen Zusammenschlissen wie dem ,Kollektiv
Zukunft schaffen — Heimat schiitzen” (KZSHS) oder ,,Nord Wirttem-
berg Sturm® (NWS) in der Region sind der Staatsregierung be-
kannt?

Gibt es Hinweise, dass diese Gruppierungen die Raumlichkeiten
nutzen werden?

Sind Verbindungen der rechtsextremen Partei ,Der Ill. Weg“ zu an-
deren, nicht eindeutig rechtsextremen Gruppierungen vor Ort (bspw.
den Greenboyz) bekannt?

Wird das sogenannte ,Burger- und Parteibiro® der rechtsextremen
Partei ,Der Ill. Weg® in der HauptstraRe des Schweinfurter Stadtteils
Oberndorf Gberwacht?

Falls ja, von welchen staatlichen Behorden (bitte Zielsetzung und
Form der Uberwachung angeben)?

Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass auf den zu erwartenden
geschlossenen Parteiveranstaltungen der rechtsextremen Partei
LDer lll. Weg“ keine moglicherweise strafrechtlich relevanten Reden
gehalten werden bzw. indizierte Musik mit gewaltverherrlichendem
Inhalt gespielt wird?

Welche MaRnahmen, bspw. erhdhte Polizeiprasenz vor Ort, sind ge-
plant, um die Bevélkerung vor Ubergriffen zu schiitzen, insbesondere
jeden Freitag, wenn das ,Blrger- und Parteibliro“ der rechts-
extremen Partei ,Der Ill. Weg“ gedffnet ist?

Wie geht die Polizei mit den zu erwartenden weiteren Protesten und
Aktionen der Zivilbevilkerung gegen die Ansiedlung der Rechts-
extremen um, insbesondere in Hinblick auf punktuelle Strallen-
sperren oder Prasenz vor Ort?

An welche konkreten Stellen kdnnen sich die Blrgerinnen und Biir-
ger wenden, wenn die rechtsextreme Partei ,Der Ill. Weg“ Flug-
blatter 0. A. mit méglicherweise strafrechtlich relevantem Inhalt ver-
teilt?

Ist der Staatsregierung die auf der Homepage der Partei ,Der
lll. Weg“ veroffentlichte Hetze gegen die protestierende Zivil-
bevolkerung bekannt?

Wie reagiert die Staatsregierung darauf bzw. werden aufgrund der
Sprache und Intention Ermittlungen eingeleitet?

Wie reagiert die Staatsregierung auf die Lockangebote der rechts-
extremen Partei, wie bspw. Kleidungskammer, Lebensmittelspenden
oder Tiertafel?

Wird bei der Polizei in Schweinfurt eine Beratungsstelle zum Um-
gang mit den Neonazis eingerichtet?
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Hinweise des Landtagsamts

Ist Aufklarung in anderer Weise, moglicherweise in Kooperation mit
dem demokratischen Biindnis ,Schweinfurt ist bunt“ oder anderen
Initiativen geplant?

Plant die Staatsregierung eine Kontaktaufnahme zum Schweinfurter
Vermieter der Rdume mit dem Ziel, dass dieser die Rdume wieder
kindigt bzw. hat die Staatsregierung Kenntnis von derartigen Unter-
nehmungen Dritter?

Sind der Staatsregierung die erfolgreich eingelegten Rechtsmittel
bekannt, die zu einer Verhinderung der Ansiedlung der Partei ,Die
Rechte” in einer Gaststatte in Stammheim (Landkreis Schweinfurt)
vor einigen Jahren gefiihrt haben?

Steht man diesbeziiglich in Kontakt mit der Stadt Schweinfurt, kon-
kret mit dem Oberbirgermeister der Stadt Schweinfurt, der offent-
lich und eindringlich gegen die ,nachweisbar neonazistische Partei*
Stellung bezogen hat?
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Antwort

des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration
vom 23.12.2022

11  Seit wann weiB die Staatsregierung von den Ansiedlungsplanen
der rechtsextremen Partei ,,Der lll. Weg“ in Schweinfurt, die der Be-
volkerung laut Geriichten bereits seit dem Friihjahr 2022 bekannt
waren?

Eine Beantwortung der Fragestellung, seit wann dem Landesamt fur Verfassungs-
schutz (BayLfV) die Ansiedelungsplane der Partei ,Der Ill. Weg“ in Schweinfurt be-
kannt waren, kann nicht erfolgen. Eine konkrete Beantwortung dieser Frage ware
geeignet, die Effektivitat nachrichtendienstlicher Taktik und Methodik zu mindern.
Aus der Antwort kénnten Ruickschlisse auf die generelle Arbeitsweise von Nach-
richtendiensten bzw. Riickschlisse auf den Erkenntnisstand und Aufklarungsbedarf
des BayLfV gezogen werden. Dies wiirde die Arbeit von Nachrichtendiensten in er-
heblichem MalR gefahrden. Zudem konnten Riickschlisse auf in der Szene etwaig
eingesetzte Vertrauenspersonen (V-Personen) gezogen werden. Dabei ist zu be-
achten, dass sich V-Personen in einem extremistischen und gewaltbereiten Umfeld
bewegen. Die Aufdeckung ihrer Identitat konnte dazu fihren, dass das Grundrecht auf
Leben und kérperliche Unversehrtheit der jeweiligen betroffenen Personen gefahrdet
wird. Aufgrund der Bedeutung dieser Rechtsgiiter, der moglichen Irreversibilitat und
der erhdhten Wahrscheinlichkeit ihrer Beeintradchtigung muss jede noch so geringe
Mdoglichkeit des Bekanntwerdens von Informationen zu Fragen des Einsatzes von V-
Personen ausgeschlossen werden.

Aus der Abwagung der verfassungsrechtlich garantierten Informationsrechte des
Landtags und seiner Abgeordneten mit den negativen Folgen fir die kiinftige Auf-
gabenerflllung des BayLfV sowie den daraus resultierenden Beeintrachtigungen der
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland sowie der Gefahrdung etwaiger V-Perso-
nen folgt, dass auch eine Beantwortung unter Verschlusssachen-Einstufung (VS-Ein-
stufung), die in der Geheimschutzstelle des Landtags einsehbar ware, ausscheidet.
Im Hinblick auf den Verfassungsgrundsatz der wehrhaften Demokratie und die Be-
deutung der betroffenen Grundrechtspositionen halt das BayLfV die Informationen
der angefragten Art flr so sensibel, dass selbst ein geringfugiges Risiko des Bekannt-
werdens unter keinen Umstanden hingenommen werden kann.

Sobald dem BayLfV belastbare und weitergabefahige Hinweise auf das geplante
Burgerburo vorlagen, wurde Kontakt zur zustandigen Stelle der Polizei in Schweinfurt
aufgenommen. Die Bayerische Informationsstelle gegen Extremismus (BIGE) sowie
das BayLfV informierten infolgedessen auch die Kommune und den Oberbirger-
meister. Am 06.10.2022 erfolgte durch die BIGE ein Sensibilisierungsgesprach mit
dem Vermieter tber die Hintergriinde der rechtsextremistischen Partei.

1.2 Sind weitere Ansiedlungspldane der rechtsextremen Partei ,Der
lll. Weg*“ in Bayern bekannt?

Dem BayLfV sind gegenwartig keine Absichten der Partei ,Der Ill. Weg® bekannt, in
Bayern ein weiteres ,Blirger- und Parteiblro® zu eréffnen. Das Biro in Schweinfurt
ist nach Plauen (Sachsen), Ohrdruf (Thiringen) und Hilchenbach (Nordrhein-West-
falen) das vierte seiner Art bundesweit. Die Er6ffnung eines weiteren Buros in Bayern
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wird vorerst nicht erwartet. Allerdings kann nicht ausgeschlossen werden, dass die
Partei bei sich bietender Gelegenheit versuchen wird, Immobilien als Treff- und Ver-
anstaltungsorte zu mieten bzw. zu erwerben. Eventuelle zukinftige Ansiedelungs-
plane werden im Rahmen des gesetzlichen Beobachtungsauftrags bearbeitet.

1.3 Wie reagiert die Staatsregierung auf dieses erste ,Biirger- und
Parteibiiro“ der rechtsextremen Partei ,,Der Ill. Weg“ in Bayern?

Der Oberbiirgermeister und die Stadtverwaltung der Stadt Schweinfurt wurden u.a.
durch die BIGE und das BayLfV Uber die Anmietung der Partei informiert. Hinter-
grundinformationen, Gefahrenszenarien und Handlungsoptionen wurden gemeinsam
besprochen. Diese vertrauensvolle Zusammenarbeit wird auch in Zukunft fortgefiihrt.
Ein standiger Austausch des BayLfV mit der 6rtlichen Polizei insbesondere betreffend
dort stattfindender Veranstaltungen wird sichergestellt.

21 Ist der Staatsregierung bekannt, woher die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer der Veranstaltung zur Eroffnung des ,Biirger- und
Parteibiiros“ der rechtsextremen Partei ,,Der Ill. Weg“ stammten?

Soweit bekannt stammten die Teilnehmer gréRtenteils aus den frankischen Stitz-
punkten der Partei ,Der lll. Weg“. Anwesend waren aber sowohl bayerische als auch
bundesweit agierende Fiihrungsfiguren der Partei, wie die Landesvorsitzende Jas-
min Eisenhardt, der Parteivorsitzende Matthias Fischer sowie der Vorsitzende des
Landesverbands West, Julian Bender.

2.2 Wie viele aktive Mitglieder hat die Partei ,,Der lll. Weg*“ in der Stadt
Schweinfurt, dem Landkreis Schweinfurt und dem Regierungs-
bezirk Unterfranken?

Dem im Raum Schweinfurt aktiven Parteistlitzpunkt Mainfranken kénnen ca. 20 bis
30 aktive Personen zugerechnet werden.

2.3 Stehen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Eroffnungsver-
anstaltung sowie die regionalen Mitglieder der rechtsextremen Par-
tei ,,Der lll. Weg“ unter Beobachtung?

Die Partei ,Der Ill. Weg“ wird im Rahmen des gesetzlichen Beobachtungsauftrags
durch das BayLfV bearbeitet. Hinsichtlich der an der Ero6ffnungsveranstaltung teil-
nehmenden Fihrungsaktivisten der Partei wird auf die Antwort zu Frage 2.1 verwiesen.
Dariber hinaus sind Auskinfte zu Einzelpersonen nicht méglich. Die dem parlamen-
tarischen Fragerecht durch die grundrechtlich geschutzten Persdnlichkeitsrechte der
Betroffenen gesetzten Grenzen (vgl. hierzu Verwaltungsgerichtshof — BayVGH —, Ent-
scheidungen vom 11.09.2014, Aktenzeichen — Az. — Verfahren — Vf — 67-Iva-13, Rand-
ziffer — Rz. — 36 und vom 20.03.2014, Az. Vf 72-lva-12, Rz. 83f. — jeweils mit weiteren
Nachweisen) sind zu berticksichtigen.



Drucksache 18/25847 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 6/10

3.1 Welche Verbindungen der rechtsextremen Partei ,,Der Ill. Weg* zu
anderen rechtsextremen Zusammenschliissen wie dem ,,Kollektiv
Zukunft schaffen — Heimat schiitzen*“ (KZSHS) oder ,,Nord Wiirttem-
berg Sturm“ (NWS) in der Region sind der Staatsregierung bekannt?

Im Rahmen der Coronaproteste im Jahr 2021 sowie Anfang 2022 konnte in Teilen
Frankens eine Vernetzung zwischen den genannten rechtsextremistischen Gruppie-
rungen beobachtet werden, welche sich bis heute gefestigt hat. Zwischen Aktivisten
aus den frankischen Stutzpunkten der Partei ,Der lll. Weg“ und Angehérigen des
KZSHS bestehen seitdem engere persdnliche Kennverhaltnisse. Es kommt anlass-
bezogen auch zu Kooperationen beider Gruppierungen, bspw. durch gemeinsame 6f-
fentliche und nicht 6ffentliche Veranstaltungen. Zuletzt war dies bei einer LGBTQIA+-
feindlichen Veranstaltung am 21.11.2022 in unmittelbarer Nahe einer Schule in
Schweinfurt zu beobachten.

Zum NWS sind einzelne entferntere personliche Kennverhaltnisse bekannt, eine Ko-
operation wie zwischen der Partei ,Der lll. Weg® und dem KZSHS ist dem BayLfV in
Bayern nicht bekannt.

3.2 Gibt es Hinweise, dass diese Gruppierungen die Raumlichkeiten
nutzen werden?

Dem BayLfV liegen keine Erkenntnisse Uber eine Nutzung der Immobilie durch die
genannten Personenzusammenschliisse KZSHS und NWS vor.

3.3 Sind Verbindungen der rechtsextremen Partei ,Der Ill. Weg“ zu
anderen, nicht eindeutig rechtsextremen Gruppierungen vor Ort
(bspw. den Greenboyz) bekannt?

Dem BayLfV sind derzeit keine organisationsbezogenen Verbindungen der Partei
Lper lll. Weg“ in Mainfranken zu derartigen Gruppierungen wie z.B. der Hooligan-
Szene bekannt; einzelne Kennverhaltnisse bzw. Personeniberschneidungen sind je-
doch vorhanden. Die Hooligan-Szene ist kein Beobachtungsobjekt des BayLfV.

41 Wird das sogenannte ,,Biirger- und Parteibiiro* der rechtsextremen
Partei ,,Der lll. Weg“ in der HauptstraBBe des Schweinfurter Stadtteils
Oberndorf iliberwacht?

4.2 Falls ja, von welchen staatlichen Behorden (bitte Zielsetzung und
Form der Uberwachung angeben)?

4.3 Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass auf den zu erwartenden
geschlossenen Parteiveranstaltungen der rechtsextremen Partei
»Der lll. Weg“ keine moglicherweise strafrechtlich relevanten Reden
gehalten werden bzw. indizierte Musik mit gewaltverherrlichendem
Inhalt gespielt wird?

Die Fragen 4.1 bis 4.3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.



Drucksache 18/25847 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 7/10

Die Partei ,Der lll. Weg“ wird durch das BayLfV als Beobachtungsobjekt bearbeitet.
Eine Auskunft zu Zielsetzung und Methodik der Beobachtung muss im Einzelnen
unterbleiben, da sie geeignet ware, die Effektivitat nachrichtendienstlicher Taktik
und Methodik zu mindern. Aus der Antwort kdnnten Riickschliisse auf die generelle
Arbeitsweise von Nachrichtendiensten bzw. Rickschlisse auf den Erkenntnisstand
sowie Aufklarungsbedarf des BayLfV gezogen werden. Dies wirde die Arbeit von
Nachrichtendiensten in erheblichem Maf} gefahrden.

Aus der Abwagung der verfassungsrechtlich garantierten Informationsrechte des
Landtags und seiner Abgeordneten mit den negativen Folgen fir die kiinftige Auf-
gabenerflllung des BayLfV sowie den daraus resultierenden Beeintréchtigungen der
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland folgt, dass auch eine Beantwortung unter
VS-Einstufung, die in der Geheimschutzstelle des Landtags einsehbar ware, aus-
scheidet. Im Hinblick auf den Verfassungsgrundsatz der wehrhaften Demokratie und
die Bedeutung der betroffenen Grundrechtspositionen halt das BayLfV die Informa-
tionen der angefragten Art flr so sensibel, dass selbst ein geringfligiges Risiko des
Bekanntwerdens unter keinen Umstanden hingenommen werden kann.

Angaben zu operativen Mallnahmen der Bayerischen Polizei unterbleiben. Solche
Angaben im Einzelfall wirden Rickschlisse auf die Art und den Umfang polizei-
taktischer MaRnahmen zulassen. Vor diesem Hintergrund kann eine Beantwortung
der Fragestellungen nicht erfolgen.

51 Welche MaBnahmen, bspw. erhohte Polizeiprasenz vor Ort, sind
geplant, um die Bevolkerung vor Ubergriffen zu schiitzen, ins-
besondere jeden Freitag, wenn das ,,Biirger- und Parteibiiro“ der
rechtsextremen Partei ,,Der lll. Weg“ gedffnet ist?

5.2 Wie geht die Polizei mit den zu erwartenden weiteren Protesten und
Aktionen der Zivilbevolkerung gegen die Ansiedlung der Rechts-
extremen um, insbesondere in Hinblick auf punktuelle StraBen-
sperren oder Prasenz vor Ort?

Die Fragen 5.1 und 5.2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Die Bayerische Polizei geht konsequent und gegen alle Formen der Politisch moti-
vierten Kriminalitat vor. Ein besonderes Augenmerk liegt auf dem Vorgehen gegen
Entwicklungen und Straftaten aus dem Phanomenbereich der Politisch motivierten
Kriminalitat-rechts. Dies umfasst neben repressiven Mallnahmen nach der Straf-
prozessordnung (StPO) auch gefahrenabwehrende MalRnahmen nach dem Bayeri-
schen Polizeiaufgabengesetz (PAG) und auch MaRnahmen im Zusammenhang mit
Versammlungen nach dem Bayerischen Versammlungsgesetz (BayVersG). Die MalR3-
nahmen werden unter Einbeziehung der einzelfallbezogenen Erkenntnisse getroffen.
Eine allgemeingultige Aussage im Sinne der Fragestellungen kann deshalb an dieser
Stelle nicht erfolgen.
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5.3 An welche konkreten Stellen konnen sich die Biirgerinnen und Biir-
ger wend_gn, wenn die rechtsextreme Partei ,,Der Ill. Weg“ Flug-
blatter o. A. mit moglicherweise strafrechtlich relevantem Inhalt ver-
teilt?

Die Burgerinnen und Burger kénnen sich diesbezlglich an jede Polizeidienststelle
wenden.

6.1 Ist der Staatsregierung die auf der Homepage der Partei ,Der
lll. Weg“ veroffentlichte Hetze gegen die protestierende Zivil-
bevolkerung bekannt?

Dem BayLfV sind die Homepage der Partei ,Der lll. Weg“ sowie die darauf verdffent-
lichten Inhalte bekannt.

6.2 Wie reagiert die Staatsregierung darauf bzw. werden aufgrund der
Sprache und Intention Ermittlungen eingeleitet?

Die Bayerische Polizei bekdmpft insbesondere jegliche Art der Politisch motivierten
Kriminalitat mit allen rechtlich und tatsachlich méglichen praventiven und repressiven
MaBnahmen. Hierzu zahlt auch die Verfolgung von politisch motivierten Straftaten.
Entsprechend werden bei Bekanntwerden eines Anfangsverdachts einer Straftat die
strafprozessualen MalRnahmen in die Wege geleitet. Grundsatzlich kdnnen vonseiten
der Bayerischen Polizei nur diejenigen Straftaten verfolgt werden, welche ihr bekannt
werden.

6.3 Wie reagiert die Staatsregierung auf die Lockangebote der rechts-
extremen Partei, wie bspw. Kleidungskammer, Lebensmittelspenden
oder Tiertafel?

Durch die Staatsregierung besteht eine Vielzahl von Angeboten, die lUber rechts-
extremistische Aktivitaten aufklaren und Unterstitzung fir verschiedene Problem-
stellungen anbieten. Fur den Bereich des Staatsministeriums des Innern, fur Sport
und Integration werden diese Angebote zentral durch die BIGE durchgefiihrt. Dabei
werden sowohl proaktiv als auch auf Nachfrage Vortragsveranstaltungen zu den ex-
tremistischen Organisationen und ihren Strategien und Aktivitdten sowohl innerhalb
von Behorden als auch bei interessierten zivilgesellschaftlichen Tragern angeboten
und durchgefuhrt. Im Rahmen der Praventionsarbeit bietet die BIGE Workshops fur
Schiler, Lehrer und Eltern an, um diese bezlglich rechtsextremistischer Aktivitaten
zu sensibilisieren. Dariiber hinaus wird auf der Homepage www.bige.bayern.de’ um-
fangreich Uber die bestehenden rechtsextremistischen Organisationsformen und
Aktivitaten berichtet. Uber ein Hinweistelefon sowie die E-Mail-Adresse besteht ein
niedrigschwelliges Angebot fur Burgerinnen und Birger, sich mit Fragen an die BIGE
zu wenden.

71  Wird bei der Polizei in Schweinfurt eine Beratungsstelle zum Um-
gang mit den Neonazis eingerichtet?

Nein. Es wird diesbezuglich auf das Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus,
Ziffer 5.2, verwiesen, wonach vorrangig die BIGE zustandig ist, die als Ansprech-

1 www.bige.bayern.de


http://www.bige.bayern.de
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partner Birgern, Kommunen, Schulen und Vereinen zur Verfligung steht und viel-
faltige Informationen und Beratungsleistungen anbietet (abrufbar unter www.stmi.
bayern.de?).

7.2 Ist Aufklarung in anderer Weise, moglicherweise in Kooperation mit
dem demokratischen Biindnis ,,Schweinfurt ist bunt“ oder anderen
Initiativen geplant?

Auf die Antwort zu Frage 6.3 darf verwiesen werden. Die Staatsregierung bietet eine
Vielzahl von Angeboten, um zivilgesellschaftliche Akteure zu unterstiitzen. Im kon-
kreten Fall steht die BIGE im Austausch mit dem Biindnis ,Schweinfurt ist bunt” und
war auch an der Informationsveranstaltung am 15.12.2022 beteiligt.

7.3 Plant die Staatsregierung eine Kontaktaufnahme zum Schweinfurter
Vermieter der Raume mit dem Ziel, dass dieser die Raume wieder
kiindigt bzw. hat die Staatsregierung Kenntnis von derartigen Unter-
nehmungen Dritter?

Mit dem Vermieter wurde vonseiten der BIGE und der Polizei Kontakt aufgenommen,
um ihn Gber die Hintergrinde der Mieter zu informieren. Bei dem Vermieter des Partei-
biros handelt es sich weder um eine staatliche noch um eine kommunale Institution.
Vor diesem Hintergrund ist vonseiten des Staates die Vertragsfreiheit des Vermieters
zu respektieren.

8.1 Sind der Staatsregierung die erfolgreich eingelegten Rechtsmittel
bekannt, die zu einer Verhinderung der Ansiedlung der Partei ,,Die
Rechte“ in einer Gaststitte in Stammheim (Landkreis Schweinfurt)
vor einigen Jahren gefiihrt haben?

Das Verfahren ist der Staatsregierung bekannt und die Unterlagen wurden der Stadt
Schweinfurt zur Verfligung gestellt.

8.2 Steht man diesbeziiglich in Kontakt mit der Stadt Schweinfurt, kon-
kret mit dem Oberbiirgermeister der Stadt Schweinfurt, der 6ffent-
lich und eindringlich gegen die ,,nachweisbar neonazistische Par-
tei“ Stellung bezogen hat?

Eine der Aufgaben der BIGE ist die Beratung von Kommunen im Hinblick auf Aktivi-
taten rechtsextremistischer Parteien im Allgemeinen als auch im Hinblick auf den Kauf
bzw. die Vermietung von Immobilien oder die Veranstaltung von rechtsextremistischen
Musikveranstaltungen. Daher besteht auch mit dem Oberbirgermeister der Stadt
Schweinfurt Kontakt, um die Kommune bei unterschiedlichen Fragestellungen zu
unterstutzen, soweit dies gewlnscht wird.

2 https://www.stmi.bayern.de/sus/verfassungsschutz/rechtsextremismus/index.php


https://www.stmi.bayern.de/sus/verfassungsschutz/rechtsextremismus/index.php
https://www.stmi.bayern.de/sus/verfassungsschutz/rechtsextremismus/index.php
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal Gberpruft. Die korrekte Zitierweise liegtin der
Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit kénnen Internetadressen verkirzt dargestellt
sein. Die vollstdndige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen
Version des Dokuments direkt aufrufbar. Zusatzlich ist diese als FuRnote vollstandig
dargestellt.

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und
der Ausschusse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsuibersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen
zur Verfigung.
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	1.1	Seit wann weiß die Staatsregierung von den Ansiedlungsplänen der rechtsextremen Partei „Der III. Weg“ in Schweinfurt, die der Bevölkerung laut Gerüchten bereits seit dem Frühjahr 2022 bekannt waren?
	1.2	Sind weitere Ansiedlungspläne der rechtsextremen Partei „Der III. Weg“ in Bayern bekannt?
	1.3	Wie reagiert die Staatsregierung auf dieses erste „Bürger- und Parteibüro“ der rechtsextremen Partei „Der III. Weg“ in Bayern?

	2.1	Ist der Staatsregierung bekannt, woher die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Veranstaltung zur Eröffnung des „Bürger- und Parteibüros“ der rechtsextremen Partei „Der III. Weg“ stammten?
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	3.2	Gibt es Hinweise, dass diese Gruppierungen die Räumlichkeiten nutzen werden?
	3.3	Sind Verbindungen der rechtsextremen Partei „Der III. Weg“ zu anderen, nicht eindeutig rechtsextremen Gruppierungen vor Ort (bspw. den Greenboyz) bekannt?

	4.1	Wird das sogenannte „Bürger- und Parteibüro“ der rechtsextremen Partei „Der III. Weg“ in der Hauptstraße des Schweinfurter Stadtteils Oberndorf überwacht?
	4.2	Falls ja, von welchen staatlichen Behörden (bitte Zielsetzung und Form der Überwachung angeben)?
	4.3	Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass auf den zu erwartenden geschlossenen Parteiveranstaltungen der rechtsextremen Partei „Der III. Weg“ keine möglicherweise strafrechtlich relevanten Reden gehalten werden bzw. indizierte Musik mit gewaltverher

	5.1	Welche Maßnahmen, bspw. erhöhte Polizeipräsenz vor Ort, sind geplant, um die Bevölkerung vor Übergriffen zu schützen, insbesondere jeden Freitag, wenn das „Bürger- und Parteibüro“ der rechtsextremen Partei „Der III. Weg“ geöffnet ist?
	5.2	Wie geht die Polizei mit den zu erwartenden weiteren Protesten und Aktionen der Zivilbevölkerung gegen die Ansiedlung der Rechtsextremen um, insbesondere in Hinblick auf punktuelle Straßensperren oder Präsenz vor Ort?
	5.3	An welche konkreten Stellen können sich die Bürgerinnen und Bürger wenden, wenn die rechtsextreme Partei „Der III. Weg“ Flugblätter o. Ä. mit möglicherweise strafrechtlich relevantem Inhalt verteilt?

	6.1	Ist der Staatsregierung die auf der Homepage der Partei „Der III. Weg“ veröffentlichte Hetze gegen die protestierende Zivilbevölkerung bekannt?
	6.2	Wie reagiert die Staatsregierung darauf bzw. werden aufgrund der Sprache und Intention Ermittlungen eingeleitet?
	6.3	Wie reagiert die Staatsregierung auf die Lockangebote der rechtsextremen Partei, wie bspw. Kleidungskammer, Lebensmittelspenden oder Tiertafel?

	7.1	Wird bei der Polizei in Schweinfurt eine Beratungsstelle zum Umgang mit den Neonazis eingerichtet?
	7.2	Ist Aufklärung in anderer Weise, möglicherweise in Kooperation mit dem demokratischen Bündnis „Schweinfurt ist bunt“ oder anderen Initiativen geplant?
	7.3	Plant die Staatsregierung eine Kontaktaufnahme zum Schweinfurter Vermieter der Räume mit dem Ziel, dass dieser die Räume wieder kündigt bzw. hat die Staatsregierung Kenntnis von derartigen Unternehmungen Dritter?
	8.1	Sind der Staatsregierung die erfolgreich eingelegten Rechtsmittel bekannt, die zu einer Verhinderung der Ansiedlung der Partei „Die Rechte“ in einer Gaststätte in Stammheim (Landkreis Schweinfurt) vor einigen Jahren geführt haben?
	8.2	Steht man diesbezüglich in Kontakt mit der Stadt Schweinfurt, konkret mit dem Oberbürgermeister der Stadt Schweinfurt, der öffentlich und eindringlich gegen die „nachweisbar neonazistische Partei“ Stellung bezogen hat?
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